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zum Zollgutversand und während der Zollgutlagerung in Zollnieder­
lagen oder Zollverschlußlagern kann der Antrag auf Einfuhrabferti­
gung nur gestellt werden, wenn ein dringendes wirtschaftliches 
Bedürfnis dargetan wird; der Antrag kann zurückgewiesen werden, 
wenn zwingende dienstliche Gründe entgegenstehen. Bei der Einlage­
rung und während der Lagerung in einem Freihafen kann der Antrag 
nur gestellt werden, wenn die Waren dort überwacht werden können.

(5) Bei der Einfuhr von Wasser, elektrischem Strom sowie Stadtgas, 
Ferngas und ähnlichen Gasen in Leitungen entfällt die Einfuhrabferti­
gung.

§27
Verfahren bei der Einfuhrabfertigung

(1) Die Zollstelle prüft die Zulässigkeit der Einfuhr. Sie lehnt die 
Einfuhrabfertigung ab, wenn eine für die Einfuhr erforderliche 
Einfuhrgenehmigung oder Einfuhrlizenz nicht vorliegt oder wenn die 
Waren nicht den Angaben in den nach § 26 Abs. 2 vorzulegenden 
Unterlagen entsprechen.

(2) Die Einfuhrabfertigung darf nur bis zum Ende des zweiten 
Monats nach Ablauf der gemäß § 24 zulässigen oder genehmigten 
Lieferfrist vorgenommen werden.

(3) Für die Einfuhrabfertigung gelten im übrigen die Zollvorschrif­
ten über die Erfassung des Warenverkehrs und die Zollbehandlung 
sinngemäß.

(4) Die Zollstelle vermerkt die Einfuhrabfertigung im Zollbefund.

§28
Ursprungszeugnis und Ursprungserklärung

(1) Bei der Einfuhrabfertigung von Waren, die in Spalte 5 der 
Einfuhrliste mit „U“ oder „UE“ gekennzeichnet sind, ist weder ein 
Ursprungszeugnis noch eine Ursprungserklärung vorzulegen, wenn 
es sich nicht um Waren des Abschnitts XI der Einfuhrliste handelt und 
der Wert der in der Einfuhrsendung enthaltenen Waren, für die ein 
Ursprungszeugnis oder eine Ursprungserklärung vorgeschrieben ist, 
zweitausend Deutsche Mark nicht übersteigt.

(2) Das Ursprungszeugnis muß von einer berechtigten Stelle des 
Ursprungslandes ausgestellt sein. Der Minister für Wirtschaft macht 
die berechtigten Stellen im amtlichen Bekanntmachungsblatt be­
kannt. 1st das Versendungsland nicht das Ursprungsland, so genügt 
die Vorlage eines Ursprungszeugnisses einer berechtigten Stelle des 
Versendungslandes.

§29
Verfahrensvorschrift nach §§ 11 und 30 GAW

(1) Das Amt für Außenwirtschaft stellt im Rahmen der internatio­
nalen Zusammenarbeit bei der Ausfuhrkontrolle auf Antrag für die 
Einfuhr von Waren Internationale Einfuhrbescheinigungen (Interna­
tional Import Certificates) und Wareneingangsbescheinigungen (De- 
levery Verification Certificates) aus.

(2) Der gebietsansässige Einführer als Antragsberechtigter im 
Sinne dieser Vorschrift hat die Internationale Einfuhrbescheinigung 
auf einem Vordruck nach Anlage E 6, die Wareneingangsbescheini­
gung auf einem Vordruck nach Anlage E 7 zu beantragen und die 
erforderlichen Angaben zu machen.

(3) Die Einfuhr der in dem Antrag auf Internationale Einfuhrbe­
scheinigung bezeichneten Ware ist dem Amt für Außenwirtschaft 
unverzüglich nachzuweisen. Gibt der Antragsteller die Einfuhrabsicht 
auf, so hat er dies unverzüglich dem Amt für Außenwirtschaft 
anzuzeigen und ihm unverzüglich die Bescheinigung zurückzugeben 
oder über ihren Verbleib Mitteilung zu machen. Will er die Ware in 
ein anderes Land verbringen, so hat er, bevor die Ware das 
Versendungsland verläßt, vom Amt eine neue Bescheinigung zu 
erwirken, die dieses andere Land nennt.

(4) § 3 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 GAW ist entsprechend anwendbar.

2. Untertitel 
Genehmigungsbedürftige Einfuhr

§30
Einfuhrgenehmigung

(1) Die Einfuhrgenehmigung ist auf einem Vordruck nach Anlage E 
3 zu beantragen und zu erteilen. Antragsberechtigt ist nur der 
Einführer. Die Genehmigungsstellen können abweichend von Satz 1

1. im Wege der Ausschreibung vorschreiben, daß die Einfuhrge­
nehmigung auf einem Vordruck nach Anlage E 3 а beantragt 
wird,

2. vertrauenswürdigen Einführern, die ständig zahlreiche Sendun­
gen einführen, unter bestimmten Voraussetzungen und Bedin­
gungen gestatten, Anträge auf Einfuhrgenehmigung in anderer 
Weise, insbesondere durch Datenfernübertragung, zu stellen,

3. die Einfuhrgenehmigung auf einem Vordruck nach Anlage E5 
erteilen.

(2) Auf einem Vordruck können Anträge für verschiedenartige 
Waren gestellt werden, wenn

1. sie in derselben Ausschreibung genannt sind,
2. sie zu demselben Zuständigkeitsbereich nach Spalte 3 der 

Einfuhrliste gehören und
3. ihr Einkaufsland dasselbe Land ist.

(3) Die Genehmigungsstellen können verlangen, daß für bestimmte 
Waren oder Warengruppen getrennte Anträge gestellt werden, 
soweit es zur Überwachung der Einfuhr, zur Beschleunigung des 
Genehmigungsverfahrens oder zur Wahrung sonstiger durch das 
GAW geschützter Belange erforderlich ist. Falls getrennte Anträge 
verlangt werden, soll darauf in der Ausschreibung hingewiesen 
werden.

(4) Die Genehmigungsstellen sollen Anträge, die innerhalb einer 
angemessenen Frist nach der Ausschreibung bei ihnen eingehen, als 
gleichzeitig gestellt behandeln. Die Frist soll in der Ausschreibung 
bekanntgegeben werden.

§31
Einfuhrabfertigung

(1) Für die genehmigungsbedürftige Einfuhr gelten die §§ 26, 27 
Abs. 1, 3 und 4 und §28 Abs. 2 mit der Maßgabe, daß bei der 
Einfuhrabfertigung zusätzlich die Einfuhrgenehmigung sowie in den 
Fällen, in denen dies die Einfuhrliste oder die Einfuhrgenehmigung 
vorschreibt, ein Ursprungszeugnis oder eine Ursprungserklärung 
vorzulegen ist

(2) Die Zollstelle vermerkt auf der Einfuhrgenehmigung den Wert 
oder die Menge der abgefertigten Waren.

3. T i t e l
Sonderregelung nach § 14 Abs. 5 und § 30 GAW

§32
Erleichtertes Verfahren

(1) Gebietsansässige und Gebietsfremde dürfen ohne Einfuhrge­
nehmigung einführen

1. belichtete und entwickelte kinematographische Filme und die 
dazugehörenden Tonträger;

2. a) Waren der gewerblichen Wirtschaft (Waren, die in Spalte 3
der Einfuhrliste mit 01 bis 20 gekennzeichnet sind) bis zu 
einem Wert von eintausend Deutsche Mark je Einfuhrsen­
dung,

b) Waren der Ernährung und Landwirtschaft (Waren, die in 
Spalte 3 der Einfuhrliste mit 51 bis 54 oder 60 gekennzeich­
net sind), ausgenommen Saatgut, bis zu einem Wert von 
zweihundertfünfzig Deutsche Mark je Einfuhrsendung, 

das erleichterte Verfahren gilt nicht für die Einfuhr aus einem 
Zollfreigebiet oder einem Zollverkehr sowie für die Einfuhr von


